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Schicksalswochen einerKanzlerin
Deutschland AngelaMerkel will sich imDezember als CDU-Chefin bestätigen lassen. Bis jetzt gibt es keine ernst zu nehmenden

Gegenkandidaten. Aberwas, wennmorgen die CSU in Bayern und in zweiWochen die CDU inHessen verliert?

Dass die CSU bei den Landtags-
wahlen inBayern verlierenwird,
scheint ausgemacht. Die Frage
ist wohl bloss, in welcher Höhe.
Scheuen amEnde die vielen un-
entschlossenen Wähler Experi-
mente, schafft es die CSU dann
doch noch auf Werte von viel-
leicht 38Prozent?Oder fallen am
Endeauf dieCSUnur 33Prozent
ab, wie esmancheDemoskopen
voraussagen?

Unerheblich ist das nicht –
auch nicht für Kanzlerin Angela
Merkel.Bei 38Prozentkönntedie
CSU die Wahlverluste im Ver-
gleichzu2013, als sieüber47Pro-
zent geholt hatte, noch irgendwie
schönreden. Das politische Be-
benwürdedasKanzleramtkaum
ernsthaft erschüttern.Bei 33Pro-
zent dagegen dürfte es rumoren.
Dann wird es heissen, vor allem
dieBerlinerPolitikhabedasmie-
seAbschneidenzuverantworten.
Ins Visier gerät dann Kanzlerin
Angela Merkel und CSU-Partei-

chef und Innenminister Horst
Seehofer. Muss Seehofer in die-
sem Falle seinen Hut nehmen,
obwohl er trotzig ankündigt, auf
jeden Fall weitermachen zu wol-
len? Die Kanzlerin dürfte in den
eigenen Reihen unter Druck ge-
raten, wenn eine Unionspartei
wieder hohe Verluste auszuwei-
sen hat. Es ist zu vermuten, dass
die Konservativen bei der CSU,
die mit Merkels Kurs spätestens
seit derFlüchtlingskrise 2015ha-
dern, den Konflikt mit der
Schwesterpartei CDUaufsNeue
befeuernwürden.

Hessen fürMerkel
nochwichtigeralsBayern

Nochwichtiger sind fürdieKanz-
lerin die Wahlen in Hessen in
zwei Wochen. Kann die CDU-
VorsitzendeVerluste für dieCSU
inBayernnochmit demunglück-
lichen Agieren des CSU-Chefs
erklären, dürften die prognosti-
zierten,massivenEinbussender

CDU in Hessen auch direkt auf
sie zurückfallen. Und der bun-
desweiteTrend verspricht eben-
falls unruhige Zeiten für die
CDU-Chefin. Die Union hat seit
den historisch schwachen Wer-
ten bei den Bundestagswahlen
nochmals 4 bis 6 Prozent an
Wählergunst eingebüsst, steht
momentan bei schwachen
26 Prozent. In Ostdeutschland,
wo im nächsten Spätsommer in
Brandenburg, SachsenundThü-
ringengewähltwird, rangiert die
AfD inzwischen sogar an erster
Stelle, noch vor der CDU.

Die schwachenUmfragewer-
te allein auf Merkel abzuschie-
ben, wäre jedoch zu kurz gegrif-
fen. Volksparteien verlieren ge-
nerell anZustimmung.Aber:Das
VertrauenderBevölkerung indie
Regierung Merkel hat spürbar
nachgelassen. VielenMenschen
missfällt die Phase, als Merkel –
fest im Sattel – quasi wider-
standslos durchregiert hatte,wie

in derGriechenland-Politik oder
im Herbst 2015 auf dem Höhe-
punkt der Flüchtlingskrise. Frei-
lich hat Merkel durch eine Mo-
dernisierung ihrer Partei auch
viele Konservative vergrault.

Die Regierung nervt ihre
Bürger darüber hinaus mit an-
dauernden Streitereien. Dass
Merkel in der Beliebtheitsskala
der Bevölkerung nach Bundes-
präsident Frank-Walter Stein-
meier auf Platz zwei steht, hilft

ihrwenig. InMerkels Parteiwird
die Unruhe grösser, wenn die
Union an Boden verliert.

Jens Spahnkönnte
zumWidersachermutieren
Dass es schon länger brodelt in
der Union, das zeigte sich nicht
nur beim Streit um die Rückfüh-
rung von Flüchtlingen in diesem
Sommer, als sich die Wege von
CDUundCSU beinahe getrennt
hatten. Der langjährige Frak-
tionschef Volker Kauder, seit
2005 loyal an der Seite Merkels,
wurde von der Fraktion im Sep-
temberüberraschendabgewählt.
An seine Stelle trat der Aussen-
seiterRalphBrinkhaus.DieFrak-
tion sandtemitdemVotumgegen
Merkels Vertrauten ein Zeichen
füreinepersonelleErneuerung in
der Partei – eineMinirevolte.

AnfangDezemberkandidiert
Merkel beim CDU-Parteitag in
HamburgzurWiederwahlalsPar-
teivorsitzende. Seit 18 Jahren

steht sie ihrer Partei vor. Bis jetzt
gibt es drei Gegenkandidaturen,
indesvonweitgehendunbekann-
tenParteimitgliedern,dieMerkel
kaumgefährlichwerdenkönnen.

SpannendwirdderParteitag,
wenn CSU und CDU bei den an-
stehendenWahlendeutlicheNie-
derlageneinfahren.DasMagazin
«Der Spiegel» bringt alsMerkels
gefährlichsten Widersacher den
amtierenden Gesundheitsminis-
ter Jens Spahn ins Spiel. Der
38-Jährigegilt indeneigenenRei-
hen als Merkel-Kritiker, der das
konservativeProfilderParteiwie-
der stärkenmöchte. Spahndürfte
indes kaumaus eigenemAntrieb
heraus kandidieren; was aber,
wenn er von Konservativen lan-
ciert wird? Eine Abwahl Merkels
bliebe kaum ohne Folgen für das
Land. Die 64-Jährige betonte
stets,dassParteivorsitzundKanz-
lerschaft in eineHand gehören.

Christoph Reichmuth, Berlin
In Angela Merkels Partei wird die
Unruhe immer grösser. Bild: EPA

Drei Stolpersteine fürKeller-Sutter
Kronfavoritin Jetzt auch nochRuediNoser undMartin Schmid: Die Rivalen der St.Galler

Bundesratskandidatin Karin Keller-Sutter geben reihenweise auf.Woran sie jetzt noch scheitern könnte.

Lorenz Honegger

Der Auftritt makellos, die Reak-
tionen begeistert. Für die Kom-
mentatoren gab es nachderLan-
cierung vonKarinKeller-Sutters
Bundesratskandidatur amDiens-
tag keineZweifel:Die 54-jährige
St.Galler Ständerätin und ehe-
malige Regierungsrätin ist die
perfekte Kandidatin für die
Nachfolge von Johann Schnei-
der-Ammann. «Es ist fast ge-
spenstisch,wie sie denAnforde-
rungskatalog aneine Idealkandi-
datin inder jetzigenKonstellation
erfüllt», schrieb die «Neue Zür-
cher Zeitung».

Waskann jetztnoch schiefge-
hen? Auf ihremWeg in den Bun-
desratmuss siedrei Stolpersteine
überwinden.

IhreUnabhängigkeit

Während der abtretende Johann
Schneider-Ammann als Bundes-
rat die Wünsche aus der Partei-
zentrale zuverlässig befolgte,
dürfte Keller-Sutter nach ihrer
Wahl schwieriger zu kontrollie-
ren sein. Sie politisiert inderMit-
te der freisinnigen Ständerats-
delegation, hat aber keineAbnei-
gung gegenüber Allianzen mit
der Linken. Bei den Ständerats-
wahlen 2015 in ihrem Heimat-
kanton St.Gallen brüskierte sie
ihrebürgerlichenKollegen, als sie
nach ihrerWahl im erstenWahl-
gangkeineEmpfehlungzuGuns-
ten von SVP-Kandidat Thomas
Müller im zweitenWahlgang ab-
gebenwollte.

Etliche Bürgerliche interpre-
tierten ihr Schweigen als Votum
für Gewerkschaftsboss Paul
Rechsteiner, derdann tatsächlich
gewähltwurde.AusSichtdesMit-
te-rechts-Lagers stellt sichdaher
dieFrage:NähmesichKeller-Sut-
ter imBundesrat zuvieleFreihei-
ten heraus, um pragmatisch ab-
zustimmen?

IhreUnnahbarkeit

Keller-Sutter ist besonders im
Ständerat gut vernetzt, gehört im

Parlament aber nicht zur Weiss-
wein-Fraktion, die während der
Sessionen und nach Kommis-
sionssitzungen noch bei einem
Glas zusammensitzt. Als Keller-
Sutter im Jahr 2013 als Ersatz-
stimmenzählerin kandidierte,
erhielt sie nur 33 Stimmen, ein
Negativrekord, wie das Wirt-
schaftsmagazin «Bilanz» kürz-
lich bemerkte.

«Sie darf das Zwischen-
menschliche nicht unterschät-
zen», warnt daher ein FDP-Na-
tionalrat. Parlamentarierneigten
dazu, Bundesräte zu wählen, bei
denen siedasGefühl hätten, spä-
ter eineoffeneTürevorzufinden.
AndiesemVertrauenmüsseKel-

ler-Sutter in den nächsten Wo-
chen noch arbeiten.

DieWahlreihenfolge

Keller-Sutter stammt aus dem
KantonSt.Gallen.Das ist aufden
ersten Blick ein Plus: Die Ost-
schweiz wartet seit acht Jahren
auf einen Bundesrat. Doch je
nach Szenario könnte sich der
Vor- zumNachteil entwickeln.

National- undStänderatwäh-
lenbeidenBundesratswahlenzu-
nächst den Ersatz für CVP-Bun-
desrätin Doris Leuthard. Sollte
Benedikt Würth, St.Galler CVP-
Regierungsrat, überraschenddas
Rennen machen, wäre der Ost-
schweizer Anspruch auf einen

Sitz erfüllt. Nach zwei Zürchern
(Ueli Maurer und Moritz Leuen-
berger) und zwei Bernern (Jo-
hannSchneider-AmmannundSi-
monetta Sommaruga) dürfte die
Lust im Parlament auf eine wei-
terekantonaleDoppelvertretung
imBundesrat klein sein.

SchmidundNoser
verzichten

Trotz aller Stolpersteine: Keller-
Sutters Wahl wird immer wahr-
scheinlicher. Gestern kündigten
zwei politische Schwergewichte
derFDPan,nicht zukandidieren,
undstellten sichmehroderweni-
ger deutlich hinter Keller-Sutter.
Der Bündner FDP-Ständerat

MartinSchmid liess in einer Stel-
lungnahmeInteresseam«hohen
Amt» durchblicken, begründete
seinen Verzicht aber mit dem
Wunsch seiner Fraktion, «dass
eine freisinnige Frau imBundes-
rat nachfolgen soll».

StänderatRuediNoser (FDP/
ZH) schrieb auf Twitter: «Habe
mich über die häufige Nennung
gefreut, die Zeit ist jetzt aber reif
fürdie zweiteFDP-Bundesrätin»,
schrieb er. Noch nicht festgelegt
hat sich die Zürcher FDP-Natio-
nalrätin Regine Sauter. Sie will
nächste Woche entscheiden, ob
sie antritt. Ebenfalls ausstehend
ist derEntscheiddesNidwaldner
FDP-StänderatsHansWicki.

Gut vernetzt, aber unnahbar: Könnte das Karin Keller-Sutter noch zum Verhängnis werden? Bild: Thomas Hary/«Tagblatt» (Wil, 9. Oktober 2018)

Parlament bremst
beimE-Voting

Ständerat Erstmals hat ein Vor-
stoss zur Verlangsamung des
Testbetriebs von E-Voting eine
Mehrheit gefunden: Die Staats-
politischeKommissiondes Stän-
derats hat am Donnerstag einer
parlamentarischen Initiative des
LuzernerFDP-VertretersDamian
Müller mit 7 zu 4 zugestimmt.
Der Vorstoss verlangt engere
Leitplanken:Unter anderemsol-
len im Testbetrieb maximal 30
Prozent der Bürger elektronisch
abstimmendürfen stattwie heu-
te 50Prozent.DenKantonen soll
der Bund zudem vorschreiben,
dass siedieErgebnissemit statis-
tischen Tests auf Auffälligkeiten
untersuchen.Weiter sollen inder
Schweiz mindestens zwei ver-
schiedene E-Voting-Systeme im
Einsatz stehen.

Müller macht Sicherheitsbe-
denken gegen E-Voting geltend,
will die technologischeEntwick-
lung aber nicht abwürgen. «Zwi-
schen naivem Zukunftsoptimis-
mus undblinderAblehnung gibt
es einen realistischen Mittel-
weg», sagt Müller. «In der Test-
phasemussE-Voting beschränkt
sein. Es ist heute zu früh für eine
Überführung in den ordentli-
chenBetrieb.»DerFDP-Stände-
rat will mit seinemVorstoss ver-
hindern, dass eine angedrohte
Volksinitiative zum Verbot von
E-Voting lanciert wird. (ffe)

SVP-Initiative
auf Nein-Kurs

Umfrage Bei der eidgenössi-
schenAbstimmung vom25.No-
vember könnte es laut einer ers-
ten Tamedia-Umfrage bei der
Selbstbestimmungsinitiative zu
einem knappen Ergebnis kom-
men. Die Gegner haben noch
knappdieNase vorn: 50Prozent
würden Nein stimmen, 3 Pro-
zent eher Nein. Die Hornkuh-
Initiative könnte dagegen im
Volk Zuspruch finden. 36 Pro-
zent sagen Ja und eher dafür sind
17Prozent.DasGesetz zurÜber-
wachung von Sozialversicherten
findet mit 54 Prozent viele Be-
fürworter. (sda)
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